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Verteiler:
 
 

 
- Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

- Bundesministerium der Justiz 

- Präsident des Bundesverwaltungsgerichts 

- Präsidenten der Oberverwaltungsgerichte und Verwaltungsgerichtshöfe 

- Rechtsausschuss des Deutschen Bundestags 

- Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit des Deutschen  

 Bundestages 

- Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit des Bundesrates 

- Bund Deutscher Verwaltungsrichter 

- Deutscher Richterbund 

- Bundesrechtsanwaltskammer 

- Steuerberaterverband 

- DAV-Vorstand und Geschäftsführung 

- Vorsitzende der DAV-Gesetzgebungsausschüsse 

- Mitglieder des DAV-Verwaltungsrechtsausschusses 

- Mitglieder des DAV-Umweltrechtsausschusses 

- NJW 

- DVBL 

- NVwZ 

- AnwBl 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der Berufsverband der deutschen Rechtsanwälte und 
repräsentiert die Mehrheit der selbständig tätigen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in 
Deutschland. Er vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäi-
scher und internationaler Ebene. 

Mitglieder der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins sind Rechtsanwäl-
te, die sich mit bestimmten Fachgebieten, die in den jeweiligen Ausschüssen behandelt wer-
den, auf der Grundlage herausragender theoretischer Kenntnisse und praktischer Erfahrun-
gen beruflich einfassen. Die Gesetzgebungsausschüsse treten regelmäßig zusammen und 
diskutieren und erarbeiten Stellungnahmen zu Gesetzgebungsvorhaben Deutschlands und 
der Gemeinschaft. Die Ausschüsse sind nicht interessengebunden, sondern unabhängig. 
Ihnen geht es insbesondere darum, Anregungen im Hinblick auf die praktische Anwendbar-
keit der Gesetzgebungsvorhaben vorzulegen. 

I.  Allgemeines  
Zur Konzeption der Umsetzung der Richtlinie 2002/49/EG vom 25.06.2002 über die Bewer-
tung und Bekämpfung von Umgebungslärm bemerkt der Deutsche Anwaltverein folgendes: 

1. Die gemeinschaftsrechtliche Konzeption der Richtlinie geht ersichtlich dahin, den Um-
gebungslärm in seiner Gesamtheit einheitlich zu erfassen, darzustellen und zu 
bekämpfen. Dazu dienen die Ausarbeitung der strategischen Lärmkarten nach Art. 7 
der Richtlinie und der Aktionspläne nach Art. 8 der Richtlinie. Deutlich wird diese 
Konzeption insbesondere an der Zielsetzung der Richtlinie. Sie verfolgt ein 
gemeinsames Konzept, um (vgl. Art. 1 Abs. 1 c) auf der Grundlage der Ergebnisse von 
Lärmkarten und der Annahme von Aktionsplänen „den Umgebungslärm soweit 
erforderlich und insbesondere in Fällen, in denen das Ausmaß der Belastungen 
gesundheitliche Schäden zur Auswirkung haben kann, zu verhindern und zu mindern 
und die Umweltqualität in den Fällen zu erhalten, in denen sie zufriedenstellend ist.“ 

 Kartierung und Lärmminderungsplanung nehmen dabei in der Richtlinie alle wesentli-
chen Lärmquellen - Straßenverkehr, Schienenverkehr, Luftverkehr, Gewerbelärm - in 
den Blick. 

 Diese Konzeption legt es nicht nur nahe, sondern lässt es zwingend erscheinen, die 
Umsetzung in einem einheitlichen und umfassenden Lärmschutzgesetz vorzunehmen.  
Statt dessen erfolgt die Umsetzung aus im wesentlichen zeitlichen Gründen innerhalb 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes, wobei in besonderem Maße auffällt, dass das 
Problem der Lärmminderungsplanung für Flughäfen dem Fluglärmschutzgesetz, das 
derzeit novelliert wird, überlassen bleibt. 

Mit dieser Form der Umsetzung entfernt sich der Gesetzgeber immer weiter von dem 
Konzept einer insgesamt integrierten Betrachtung und Regelung von Umweltproble-
men.  

2. Eine umfassende Bewertung des jetzt zur Umsetzung der Richtlinie vorgeschlagenen 
Regelungskonzeptes ist dadurch entschieden erschwert, dass durch die Änderung des 
BImSchG nur Teile der Richtlinie umgesetzt werden sollen. Insbesondere fällt auf, dass 
- entsprechend der Begründung - die zur Anwendung des Gesetzes erforderlichen Beg-
riffsbestimmungen nicht im Gesetz, sondern außerhalb des Gesetzes in einer Rechts-
verordnung geregelt werden sollen (vgl. S. 18 der Begründung). Die Zulässigkeit dieser 
Vorgehensweise ist zweifelhaft. In diesem Zusammenhang bleibt auch unklar, welche 
ergänzenden Normierungen durch Änderungen von fachgesetzlichen Vorschriften im 
Verkehrsbereich beabsichtigt sind. Auf die Absicht, derartige Regelungen noch zu ei-
nem späteren Zeitpunkt vorzulegen, weist die Begründung hin und verdeutlicht dadurch 
einmal mehr die bedauerliche aufgespaltene Umsetzung der auf ein einheitliches 
Lärmbewertungs- und Lärmbekämpfungskonzept angelegten Richtlinie.  
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 Mit dieser Form der Umsetzung wird die in der Begründung angesprochene Idee eines 
Gesetzes über die Lärmminderungsplanung als Nukleus für ein späteres umfassendes 
Lärmschutzgesetz bedauerlicherweise auch aufgegeben.  

 
II.  Zu den einzelnen Vorschriften: 
1. Zu Art. 1 § 47 c BImSchG 

 Die Vorschrift behandelt Datenerhebung und Datenaustausch. Bislang ist - jedenfalls 
ohne Kenntnis der geplanten Rechtsverordnung - nicht ersichtlich, welche Daten (Be-
rechnungen; Bestand/Prognosen etc.) der zuständigen Behörde zu überlassen sind. 
Der DAV empfiehlt, zur Sicherstellung eines effektiven Vollzugs klarzustellen, dass die 
für die Aufstellung der Lärmkarten zuständigen Behörden die Befugnis haben, Anord-
nungen zur Erfüllung der Datenlieferungspflichten zu erlassen. 

2. Zu § 47 d - Lärmminderungsplanung für Wohngebiete 

 Bei der Lektüre von § 47 d Abs. 5 erschließt sich nicht, wie die darin erwähnte Verwei-
sung verstanden werden soll. Eine Klarstellung in der Formulierung wird empfohlen. 
Auch die Begründung gibt darüber, wie die Anwendungsbeschränkung i.V.m. dem 
Verweisungsbezug verstanden werden soll, keinen Aufschluss. 

3. Zu § 47 e BImSchG - Lärmminderungsplanung für die Umgebung von Hauptlärmquel-
len 

a) Der DAV empfiehlt, die Reihenfolge von § 47 d und § 47 e zu tauschen. Der Vor-
teil ist nicht nur darin zu sehen, dass Verweisungen „nach unten“ dadurch ver-
mieden werden können, wie sie zur Zeit in § 47 d enthalten sind. Vielmehr ge-
bührt § 47 e, der unmittelbar aus der Richtlinie entwickelt ist und der Umsetzung 
von Gemeinschaftsrecht dient, der materielle Vorrang gegenüber der Vorschrift 
des § 47 d, die zu einem nicht geringen Teil der Altregelung für Lärmminderungs-
pläne in dem Bundes-Immissionsschutzgesetz entspricht. Entsprechendes gilt 
auch für § 47 a und § 47 b, da die Erhaltung der Paragrafenbezeichnung („§ 47 
a“) gegenüber der unterschiedlichen Bedeutung der Regelungsgewichte hinten 
angestellt werden sollte. 

b) Für ein gravierendes Problem hält der DAV, dass in § 47 e Abs. 4 Satz 2 die 
Lärmminderungsplanung für Flughäfen einer Regelung im Fluglärmschutzgesetz 
überlassen bleibt und dass - zusätzlich - diese Regelung als „ausreichend“ im 
Gesetzeswortlaut bezeichnet wird. Die Lärmminderungsplanung für Flughäfen 
gehört ebenso wie diejenige des Luftverkehrsgesetzes in das Umsetzungsgesetz 
für die Richtlinie, hier also in § 47 e. 

Im übrigen ist eine Bewertung mit der Qualifikation „ausreichend“ als eine mate-
rielle Regelung zu verstehen und nach Meinung des DAV im Gesetz fehl am Plat-
ze. Zu bedenken ist in diesem Zusammenhang, dass die Kartierung in § 47 b 
Abs. 4 den Lärm, der von Hauptverkehrsflughäfen ausgeht, ausweist, so dass 
nicht einsehbar ist, weshalb die Lärmminderungsplanung nicht in demselben Ge-
setz eine Regelung erfährt. Art. 3 a der Richtlinie bezieht in den Begriff des „Um-
gebungslärms“ ausdrücklich den Flugverkehr ein. Auch Art. 8 Abs. 1 a der Richtli-
nie bezieht sich auf Großflughäfen im Zusammenhang mit Aktionsplänen. Anhang 
V der Richtlinie verlangt im Zusammenhang mit dem Inhalt der Aktionspläne aus-
drückliche Angaben und Unterlagen zu vorhandenen oder geplanten Maßnahmen 
zur Lärmminderung. Die Regelung bezieht sich ebenfalls auf Fluglärm und Ver-
kehrsflughäfen und verlangt nicht nur passiven, sondern auch aktiven Lärm-
schutz. Insoweit bestehen gemeinschaftsrechtliche Zweifel daran, ob durch die 
Verweisung auf das in der Novellierung begriffene Fluglärmgesetz die Richtlinie 
ordnungsgemäß umgesetzt wird.  
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c) In § 47 e fehlt eine eindeutige Vorschrift, auf welche Weise Maßnahmen in den 
Lärmminderungsplänen gemäß § 47 e Abs. 4 umzusetzen sind. Während § 47 d 
Abs. 4 dies für die dort angesprochenen Lärmminderungspläne eindeutig regelt 
- Anordnungen oder sonstige Entscheidungen zur Durchsetzung der Maßnah-
men, die Lärmminderungspläne festlegen - bleibt in § 47 e offen, ob diese Rege-
lung des § 47 d auch im Rahmen des § 47 e gelten soll. Auch die Verweisungs-
vorschrift des § 47 e Abs. 5 schafft insoweit keine Klarheit. Es wird empfohlen 
klarzustellen, dass die Regelung des § 47 d Abs. 4 auch im Rahmen des § 47 e 
für die dort geregelten Lärmminderungspläne und die in ihnen angeordneten 
Maßnahmen gilt. In diesem Zusammenhang ist auf Anhang V Ziff. 1 letzter Spie-
gelstrich der Richtlinie zu verweisen, die zum obligatorischen Inhalt der Aktions-
pläne zählt, dass Bestimmungen für die Bewertung der Durchführung und der Er-
gebnisse des Aktionsplans „aufgeführt“ sind. Die Aktionspläne sind, dies ist auch 
offenbar die Meinung der Richtlinie, ein stumpfes Schwert, wenn aus ihnen nicht 
die Befugnis der Behörden folgt, Maßnahmen aus den Lärmminderungsplänen - 
ggf. in den einzeln zu bezeichnenden Perioden - durchzusetzen. 

4. Zu § 47 m Abs. 1 letzter Satz BImSchG 

 Sinn und Inhalt dieser Bestimmung erschließen sich dem DAV-Ausschuss auch nach 
eingehender Beratung nicht. In der Begründung wird von einem „Sondervotum“ der 
Gemeinden gesprochen. Es ist nicht erkennbar, von welcher Verbindlichkeit der Inhalt 
dieser „gesondert im Lärmminderungsplan niederzulegenden“ weitergehenden Lärm-
minderungsziele sein soll.  

5. Zu § 47 m Abs. 1 Nr. 3 a BImSchG 

 Nach dieser Vorschrift sind zuständige Behörden für die Aufstellung von Lärmminde-
rungsplänen auch nach § 47 e BImSchG die Gemeinden im Einvernehmen mit anderen 
Behörden. Es wird empfohlen, diese Bestimmungen im Hinblick auf die Möglichkeit, die 
praktische Wirkung des Gemeinschaftsrechts sicherzustellen, zu überprüfen. Ist nicht 
zu befürchten, dies ist die Meinung des DAV-Ausschusses, dass bei einer solchen auf 
das Zusammenwirken mehrerer Behörden abgestellten Aufstellung von Lärmminde-
rungsplänen Blockaden mit der Folge eintreten, dass es zu einem erheblichen Voll-
zugsdefizit kommen wird und die Aufstellung effektiver Lärmminderungspläne weitge-
hend unterbleibt? 
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